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Grefrath: 16-jähriger Afghane sticht Mann auf Parkplatz nieder – zweite Nachfrage 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit Antwort der Landesregierung vom 20. April 2026, Drucksache 18/18775, auf meine Kleine 
Anfrage vom 12. März 2026, Drucksache 18/18176, wurde Frage 5 
 
„Wann wurden jeweils aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen den Tatverdächtigen einge-
leitet?“1 
 
antwortete die Landesregierung wie folgt: 
 
„Der Asylantrag des Betroffenen wurde im Oktober 2016 zunächst vollumfänglich abgelehnt. 
Im Rahmen des Klageverfahrens wurde mit Bescheid vom Bundesamt im Juni 2018 ein Ab-
schiebeverbot gemäß § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich Afghanistan festgestellt. Auf-
grund dessen ist der Betroffene seit August 2018 im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 
25 Abs. 3 AufenthG. Aufgrund des Tatvorwurfs wurde im März 2026 die Einleitung eines Wi-
derrufs- oder Rücknahmeverfahrens beim Bundesamt angefragt. Mit Blick auf die nach wie vor 
bestehende Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG sind aktuelle aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen rechtlich nicht möglich.“2 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 7950 mit Schreiben vom 16. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einver-
nehmen mit dem Minister des Innern und dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
1. Mit welchem Ergebnis wurde im März 2026 die Einleitung eines Widerrufs- oder 

Rücknahmeverfahrens beim Bundesamt beschieden? 
 
Die Zuständigkeit der Beantwortung der Frage 1 liegt beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge. 
 

 
1 Antwort der Landesregierung vom 20. April 2026, Drucksache 18/18775. 
2 Ebenda. 
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2. Warum wurde die Einleitung eines Widerrufs- oder Rücknahmeverfahrens beim 
Bundesamt nicht schon jeweils nach den vorherigen 7 Ermittlungsverfahren ange-
fragt? 

 
Aus der Ausländerakte der zuständigen Ausländerbehörde ergibt sich, dass die dort vorliegen-
den Erkenntnisse bis dahin keine Veranlassung gaben, das Bundesamt im Hinblick auf die 
Prüfung eines etwaigen Widerrufsverfahrens zu beteiligen. 
 
 


